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CFK verurteilt „Spekulationsattacke“
Präsidentin mit scharfer Kritik an Wirtschaft, Justiz und Medien
Cristina zeigt einen Pokal, den ihr ein Teilnehmer der Evita-Spiele schenkte. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner macht es sich einfach. Für die gegenwärtige Krise des Landes sind nicht sie und ihre Regierung verantwortlich, sondern Unternehmen, Banken, Justiz und Medienkonzerne. Diesen unterstellte die Staatschefin bei ihrem jüngsten TV-Auftritt am Mittwoch, die Regierung „in die Luft jagen“ und Destabilität im Land schaffen zu wollen. Doch sie warnte auch: „Jedes Mal, wenn in der argentinischen Geschichte eine Regierung gestürzt wurde, sei auch das Volk um seine Hoffnungen und Ersparnisse gebracht worden.“
Der eigentliche Anlass der Rede, die auf allen frei empfangbaren TV-Sendern ausgestrahlt werden musste, waren Fertigstellungen öffentlicher Projekte in Campana, Córdoba und San Martín de las Andes. Doch dies geriet angesichts der Tiraden der Staatschefin in den Hintergrund.
Bestimmte Supermarktketten griff sie an, da diese mit Preisen spekulierten. Dabei berief sie sich auf den Wirtschaftswissenschaftler Miguel Bein, der die Währungsturbulenzen vor zwei Wochen als „Versuch der finanziellen Destabilisierung der Märkte“ bezeichnet hatte. Dabei hätten auch die „hegemonialen Medienkonzerne“ geholfen, fügte Kirchner hinzu.
Die Staatschefin gab sich indes sicher, dass die „Spekulationsattacke“ zum Sturz ihrer Regierung vorerst gescheitert sei: „Sie haben es nicht geschafft. Der Dollarkurs sinkt, und es kommen wieder Devisen ins Land.“ Dabei kritisierte sie auch den einstigen Wirtschaftsminister Domingo Cavallo, der vorhergesagt hatte, dass 2015 ein Dollar 40 Pesos kosten werde.
Die Präsident nannte namentlich „Coto“ und „Carrefour“ als diejenigen Supermarktketten, gegen die am meisten Beschwerden wegen Verstößen gegen die mit der Regierung vereinbarten Preisregelungen vorlägen. Mate-Tee, Zucker, Speiseöl, Kekse und Milch seien die Produkte, bei denen die festgesetzten Preise am meisten missachtet würden, führte Cristina aus und folgerte: „Es gibt doch eigentlich nichts, was argentinischer wäre als Mate-Tee. Wie viel muss man dafür importieren? Alles gelogen. Das nennt man Spekulation auf ganzer Linie“, spitzte sie zu.
In diesem Zusammenhang ging die Staatschefin auch die Justiz an. Diese habe oft genug gezeigt, dass es ihr wichtig sei, die Interessen der Unternehmer zu verteidigen. Diesmal könne die Justiz sich auch mal der Belange der Verbraucher annehmen und dafür sorgen, dass die Strafgelder, die die Regierung wegen Missachtung der Preisvereinbarungen verhängt hat, auch tatsächlich gezahlt würden.
Argentinien
PJ will Vorstand neu wählen
Richterin macht Druck / Amtszeiten seit fast zwei Jahren abgelaufen
Buenos Aires (AT/mc) – Die peronistische Gerechtigkeitspartei (PJ) ist – jedenfalls auf dem Papier - die maßgebliche Regierungspartei Argentiniens. Doch wie sich die von Juan Domingo Perón gegründete Formation derzeit präsentiert, entspricht sie nicht dem Bild, das man sich von einer führenden politischen Kraft eines G20-Landes machen könnte: Seit fast zwei Jahren sind die Amtszeiten der Vorstandsmitglieder abgelaufen. Seitdem hielten es die Peronisten nicht für notwendig, die Posten neu zu besetzen. Erst als Wahlrichterin María Servini de Cubría damit drohte, der Partei die Rechtsfähigkeit abzuerkennen, bemühten sich die Erben Peróns darum, Wahlen auf den Weg zu bringen.
Im April soll nun ein Kongress abgehalten werden, bei dem ein neuer nationaler Parteirat gewählt wird. Darauf verständigten sich die Parteigranden und die peronistischen Gouverneure im Einverständnis mit Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die ebenfalls der Perón-Partei angehört. An dem Konvent sollen rund 900 Delegierte teilnehmen. Die PJ will so die Kosten für eine offene Abstimmung sparen, an der alle Parteimitglieder könnten.
Als Favoriten für den Parteivorsitz, den seit dem Tod Néstor Kirchners vor fast dreieinhalb Jahren interimsmäßig und mit begrenzten Kompetenzen Daniel Scioli innehat, gelten die beiden Gouverneure Eduardo Fellner (Jujuy) und José Luis Gioja (San Juan). Beide sind erfahrene Politiker, denen aber keine Ambitionen auf das 2015 zur Wahl stehende Amt des Staatspräsidenten nachgesagt werden. Dies sei für Cristina ein wichtiger Aspekt, da sie eine vorzeitige Personaldiskussion um ihre Nachfolge verhindern wolle, wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf Quellen aus dem Umfeld der Präsidentin berichtet.
Ziel sei, dass möglichst viele peronistische Amt- und Würdenträger im neuen Parteirat Platz finden. So solle dem peronistischen Abtrünnigen Sergio Massa das Wasser abgegraben werden, heißt es in dem Bericht. Massa, der einstige Kabinettschef der Kirchners, war bei den Parlamentswahlen im vorigen Oktober erfolgreich mit einer eigenen Partei („Erneuerungsfront“) angetreten.
Jorge Landau, der Prokurist der PJ, erklärte gegenüber dem Argentinischen Tageblatt, man leite die Neuwahlen des Parteivorstands erst jetzt ein, da die Partei eine Überschneidung mit dem Wahljahr 2013 habe vermeiden wollen. Die Frage, warum die Neubesetzung nicht bereits 2012 erfolgt sei, als die Amtszeiten abliefen, ließ Landau aber unbeantwortet.
Argentinien
Zwist zwischen Argentinien und USA
Capitanich kontert kritische Äußerungen aus dem US-Senat
Buenos Aires (AT/mc) – Das ohnehin angespannte Verhältnis zwischen Argentinien und den USA ist vor wenigen Tagen erneut auf eine Belastungsprobe gestellt worden. Anlass der jüngsten Differenzen sind kritische Äußerungen von zwei US-Senatoren, die behaupteten ,Argentinien werde nicht demokratisch reagiert. Dies veranlasste Kabinettschef Jorge Capitanich zu einer ebenfalls scharfen Gegenreaktion, in der er den US-Politikern Überheblichkeit vorwarf.
Die polemischen Statements der Senatoren Bob Menéndez (Demokrat) und Marco Rubio (Republikaner) fielen im Ausschuss für Auswärtige Angelegenheiten des US-Senats. Dort präsentierte sich mit Noah Mamet der von Präsident Barack Obama vorgesehene Kandidat für das Amt des US-Botschafters in Argentinien. Über dessen Ernennung muss das Oberhaus des US-Kongresses entscheiden.
Beide, Rubio und Menéndez, hielten Mamet vor, für den Posten in Buenos Aires nicht die nötige Erfahrung mitzubringen. Denn der 42-Jährige, der für das Fundraising von Obamas Wahlkampf zuständig war, sei kein Berufsdiplomat. Auch kenne er das Land nicht, in das er entsendet werde.
Laut Rubio sei Argentinien gegenwärtig kein Verbündeter der USA. Die Kirchner-Regierung sei ein Beispiel für Regierungen, die zwar demokratisch gewählt worden seien, aber antidemokratisch regiert würden. Der Republikaner wies darauf hin, dass es eine „hohe Wahrscheinlichkeit“ gebe, dass es Argentinien wieder zum wirtschaftlichen Kollaps kommen werde.
Rubio beklagte den Druck auf Medien und Justiz, den die argentinische Regierung ausübe. Zudem rügte er das Verhalten von Außenminister Héctor Timerman, der auf dem Flughafen Ezeiza Material eines US-amerikanischen Militärflugzeugs beschlagnahmen ließ. „Ich erinnere mich nicht an das letzte Mal, dass Israel, Südkorea, Japan oder irgendein anderer unserer Verbündeten unsere Ausrüstung beschlagnahmt hat.“ Der in diesem Zusammenhang in den hiesigen Medien kolportierte Vergleich mit Nordkorea geht offenbar auf „Übertragungsfehler“ hervor, wie die Zeitung „La Nación“ einräumte.
Menéndez kritisierte den rüden Umgang, den die Kirchner-Regierung gegenüber oppositionellen Medien pflege. Zudem schärfte er Mamet ein, dass die Interessen der USA in Argentinien in erster Linie darin bestünden, dass das Land seine Schulden beim Pariser Club sowie bei US-amerikanischen Schuldnern bezahle.
Verärgert über die Äußerungen aus Washington zeigte sich Kirchners Kabinettschef Capitanich. Dass Argentinien „antidemokratisch“ geführt werde, wies er scharf zurück. Das Land sei vollständig demokratisch. Es gebe alle sozialen, bürgerlichen und demokratischen Rechte. Auch seien Meinungsfreiheit und Gewaltenteilung gewährleistet.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Urteil zur Regierungswerbung
Die Regierung muss auch oppositionelle TV-Sender in „angemessener und gleichberechtigter Weise“ bei der Vergabe öffentlicher Werbung berücksichtigen. Dies entschied der Oberste Gerichtshof in einem Prozess, den der zur Mediengruppe „Clarín“ gehörende Sender „Canal 13“ angestrengt hatte. Die Richter beschlossen per Mehrheitsentscheidung (6:1), dass die Exekutive innerhalb von 30 Tagen einen Plan zur gerechteren Verteilung der Regierungswerbung bei den frei empfangbaren TV-Sendern ausarbeiten müsse. Die Richter bezogen sich in ihrem Urteil auch auf einen ähnlich gelagerten Prozess im Bereich der Printmedien. Schon die Zeitungen „Perfil“ und „Río Negro“ hatten vor dem Obersten Gerichtshof auf gerechtere Behandlung durch die Regierung geklagt und Recht bekommen. Die Richter waren der Meinung, dass die Regierung gegenüber dem Vorgängerfall keine neuen Argumente geliefert habe. Zugleich monierten die Juristen, dass die Regierung das Urteil im Zeitungsprozess noch nicht umgesetzt habe. Dies komme einer Missachtung der Gewaltenteilung gleich. Den gleichen Vorwurf machte aber andersherum auch die Regierung. So erklärte Kabinettschef Jorge Capitanich, der Oberste Gerichtshof maße sich an, selber regieren zu wollen, indem er über die Verteilung von Regierungsmittel entscheide.
Zwei Deutsche Opfern
Zwei Frauen aus Augsburg sind in der Provinz Mendoza bei der Kollision eines Lastwagens mit einem Reisebus ums Leben gekommen. Der Gesundheitsminister der Provinz Mendoza, Matías Roby, bestätigte am Montag der dpa, dass unter den 17 Todesopfern eine deutsche Mutter und ihre Tochter seien. Der Familienvater, der mit im Bus war, liege schwer verletzt im Krankenhaus. Das Polizeipräsidium Schwaben Nord sprach am Abend auf Anfrage von zwei Toten aus Augsburg. Der Unfall nach einer Geisterfahrt des Lastwagens ereignete sich am Freitag der Vorwoche, rund 50 Kilometer von der Stadt Mendoza entfernt. Der Lkw mit einer Knoblauchladung war nach Zeugenaussagen mit über 100 Stundenkilometer auf der falschen Spur der Autobahn unterwegs. Die Behörden gehen dem Verdacht nach, dass der Fahrer betrunken war. Ein Arzt erklärte, er habe den Fahrer drei Stunden vor dem Unfall alkoholisiert gesehen und die Polizei informiert. Diese habe aber zunächst nicht reagiert. Gegen neun Polizisten des Notrufdienstes sei ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden, teilte der Sicherheitsminister Mendozas mit.
Brandstiftung?
Das Feuer in einem Lagerhaus in Barracas, bei dem in der Vorwoche neun Feuerwehrleute ums Leben kamen, bietet weiter Anlass für Gesprächsstoff und Spekulationen. Der Fall beschäftigt sogar Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die Untersuchungen anordnete, welche Unternehmen Dokumente in dem vom Feuer beschädigten Gebäude der Firma Iron Mountain lagerten. Kabinettschef Jorge Capitanich machte auf einer Pressekonferenez deutlich, dass die Regierung Brandstiftung als Ursache des Feuers nicht ausschließt. Dabei geriet auch die Deutsche Bank in den Blickpunkt. Denn Capitanich deutete einen möglichen Zusammenhang zwischen dem Brand und Ezequiel Starobinsky an, der vor Kurzem als stellvertretender Leiter der hiesigen Niederlassung der Deutschen Bank entlassen wurde. Der Banker soll Kurse auf dem Devisenmarkt manipuliert haben. Die Erwähnung des Vorfalls legt die Vermutung nahe, dass durch das Feuer mögliches Beweismaterial vernichtet werden sollte. Die Deutsche Bank erklärte umgehend, dass sie keine Geschäftsdokumente in der Lagerhalle aufbewahrte.
Fußball-TV ohne Tinelli
Das Vorhaben, den TV-Unternehmer Marcelo Tinelli ins Programm „Fußball für alle“ zu holen, ist im Streit gescheitert. Wie die Zeitung „La Nación“ berichtete, habe Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner persönlich eingegriffen, um ein Engagement Tinellis zu vereiteln. Damit habe sie entsprechende Pläne von Kabinettschef Jorge Capitanich und Staatssekretär Carlos Zannini konterkariert, berichtet das Blatt unter Berufung auf nicht näher bezeichnete Regierungskreise. Die beiden Funktionäre hätten das staatliche Fußball-TV-Programm entpolitisieren wollen. Doch Cristina habe den Einfluss der regierungsnahen Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ auf das TV-Angebot stärken wollen. Zeitweise kursierten Gerüchte, nach denen Capitanich aus Frust über gescheiterte Neuerung zurückgetreten sei, was aber dementiert wurde.
Raummangel an Schulen
In Argentinien gibt es fast drei Monate Sommerferien. Eigentlich genug Zeit, um sich auf das neue Schuljahr einzustellen, könnte man meinen. Doch an manchen Schulen der Hauptstadt herrscht gut zwei Wochen vor Unterrichtsbeginn hektischer Aktionismus. Da es offenbar nicht genug Platz für alle Schüler gibt, haben einige Schulen nun kurzfristig damit begonnen, Klassenräume in Schlichtbauweise zu errichten. So etwa in der Schule „Félix Bernasconi“ im Stadtteil Parque Patricios, wo auf diese Weise in den Gängen des Gebäudes Extra-Klassenzimmer entstehen. Gleiches wird von der Escuela Normal Superior en Lenguas Vivas berichtet. Die Stadtverwaltung begründete die Maßnahmen mit Verweis auf die erhöhte Zahl von Schüleranmeldungen, die gegenüber dem Vorjahr um 7,4 Prozent gestiegen sei. Eltern- und Lehrervertreter hingegen sind sauer. Sie sprechen von einer „absoluten Verschlechterung im öffentlichen Bildungswesen“.
Verfahren eingestellt
Gute Nachricht für Carlos Menem: Der ehemalige Staatspräsident muss sich nicht mehr wegen der Explosion der Waffenfabrik von Río Tercero im Jahr 1995 verantworten. Die Spruchkammer A der Bundesgerichts in Córdoba beschloss per Mehrheitsentscheidung, das Verfahren gegen den peronistischen Politiker einzustellen. Die Richter hoben damit einen vorinstanzlichen Beschluss auf, in dem Ermittlungen gegen Menem als möglichen Anstifter der Tat angeordnet wurden. Der Verdacht: Durch die Explosion, bei der sieben Menschen starben, hätten Beweise des illegalen Waffenhandels mit Kroatien und Ecuador vernichtet werden sollen. Doch dagegen braucht Menem sich nun nicht mehr verteidigen. (AT/mc/dpa)
Meinung
Friedenszone
In ihrer Ansprache vor der Plenarkonferenz lateinamerikanischer und Karibikstaaten (spanisches Kürzel CELAC) in Kuba vor zwei Wochen hat Präsidentin Cristina Kirchner die gesamte Region lateinamerikanischer und Karibikstaaten, ohne USA und Kanada, als eine Friedenszone bezeichnet. Längst werden keine Kriege geführt, wie es früher gelegentlich vorkam, etwa wie Mitte des 19. Jahrhunderts, als Paraguay von Brasilien, Argentinien und Uruguay geschlagen wurde, oder vorher zwischen Argentinien und Brasilien. Ein Unabhängigkeitskrieg trennte Panama mit Hilfe der USA von Kolumbien ab. Ein lächerlicher Krieg nach einem Fußballspiel wurde kurz in Mittelamerika geführt. Gewaltsame Absetzungen von Diktatoren und gewählten Präsidenten waren in der Region ebenfalls präsent.
An Grenzkonflikten hat es sicherlich nicht gefehlt. Einige wurden mit Kriegen ausgetragen wie gegen Ende des neunzehnten Jahrhunderts zwischen Chile, Peru und Bolivien. Der jüngste Konflikt zwischen Chile und Perú über die Grenzen im benachbarten Meer wurde unlängst vom Haager Gerichtshof zugunsten von Perú geschlichtet, ohne dass ein Krieg entstand.
Noch nicht alle Grenzkonflikte wurden gelöst. Die meisten befanden sich an der patagonischen Grenze zwischen Argentinien und Chile, ganze 24 an der Zahl, die in den neunziger Jahren, als Präsident Carlos Saúl Menem regierte, friedlich geschlichtet wurden, nachdem einige Jahre vorher fast ein Krieg zwischen beiden Ländern ausbrach, als der Zank drei Inseln im Beagle-Kanal betraf. Die Intervention des Papstes verhinderte in letzter Stunde den Krieg.
Dass Cristina Kirchner die Region als Friedenszone bezeichnen konnte, beruht indessen auf der Tatsache, dass alle beteiligten Länder auf Massenvernichtungswaffen (Langstreckenraketen, Atom- und Chemiewaffen) freiwillig verzichtet haben, als sie die betreffenden internationalen Verträge ratifizierten. Damals hatten Argentinien und Brasilien ihre Uranentwicklungen voran getrieben. In Brasilien erklären gelegentlich hohe Militärs ihren Anspruch auf Atomwaffen, angeblich um als Weltmacht angesehen zu werden, was rein illusorisch ist. Argentinien wurde unter Menem vor den USA als einziges Land in der Region als Sonderalliierter außerhalb der NATO erklärt, nachdem Menem zwei Kriegsschiffe zur erfolgreichen Befreiung Kuwaits im Nahen Osten beigetragen hatte.
Offenbar haben alle Länder der Region eingesehen, dass ihre Völker ohne gegenseitige Kriege besser leben, auch wenn sie bestehende Grenzansprüche mit Nachbarländern friedlich bilateral oder mit dem Haager Gerichtshof regeln. Als gestandene Friedenszone werden diese Länder als ungefährlich für den Weltfrieden angesehen, anders als derzeit Iran und Syrien. Iran hat unlängst eingelenkt und sein Atomprogramm zurückgebaut, während Syrien unter dem Druck von Russland und USA die chemischen Waffen zur Zerstörung ausliefert. Solche Dinge geschehen in der Region Lateinamerika und der Karibik nicht. Das Programm der argentinischen Luftwaffe, Langstreckenraketen in Córdoba mit deutscher Technologie zu bauen, wurde von Präsident Menem aufgehoben, derweil Argentinien seine Uranverarbeitung für friedliche Zwecke weiterführt und auch exportiert.
In einer Welt, die längst keine Grenzkriege führt, aber immer noch offene Konflikte wie in Israel und Palästina hat, wird die Friedenszone in Lateinamerika und der Karibik als solche politisch beherzigt, auch wenn Präsidentin Cristina Kirchner ihr Argument über die Friedenszone als Gegenstück zur Aufrüstung Großbritanniens auf den Malwineninseln zückte und die Solidarität der Konferenzkollegen in Kuba im argentinischen Anspruch auf bilaterale Verhandlungen mit London erhielt, was London ablehnt, obwohl UNO-Resolutionen die Verhandlungen vorschreiben. Alles friedlich, ohne Waffeneinsatz.
Meinung
Schweizer Rosinenpicker
Von Stefan Kuhn
Es ist verständlich, dass man sich in der EU über das Schweizer Votum für einen „Stopp der Masseneinwanderung“ aufregt. Das kleine Land in den Bergen ist ein Stachel im Fleisch der Europäischen Union. Jahrzehntelang gab es deren Steuerflüchtlingen Zuflucht, verzinste Schwarzgelder von EU-Bürgern, wollte aber immer von den Vorzügen der EU profitieren: etwa vom freien Zugang zum Binnenmarkt, von Wissenschafts- und Forschungsprojekten. Dass damit auch gefühlte Nachteile verbunden sind, wollten die Schweizer nicht akzeptieren. Am Sonntag haben die Eidgenossen eine von der rechtspopulistischen SVP lancierte Volksinitiative zur Begrenzung der Zuwanderung angenommen. Die Regierung muss diese innerhalb von drei Jahren umsetzen.
Geschieht das, kündigt die Schweiz einen 1999 mit der EU geschlossenen Vertrag über Personenfreizügigkeit. Damals hat das Land sieben Abkommen über Freizügigkeit, Luftverkehr, öffentliche Beschaffung, gemeinsame Normen und Zulassungen, Straßen- und Bahnverkehr, Agrarprodukte und wissenschaftliche Zusammenarbeit mit der EU unterzeichnet. Die Abkommen haben eine „Guillotine-Klausel“: Wird eines gekündigt, werden alle anderen ungültig und müssen neu verhandelt werden. Das dürfte sich schwierig gestalten, denn Brüssel hat bereits angekündigt, dass die Personenfreizügigkeit unverhandelbar sei. Sie ist einer der Grundpfeiler der EU.
Als „ökonomischen Unsinn“ bezeichnet Michael Hüther, Wirtschaftswissenschaftler und Direktor des Instituts der Deutschen Wirtschaft, das Votum. Ganz unrecht hat er damit nicht. Die EU ist der wichtigste Handelspartner der exportabhängigen Schweiz. Allein das benachbarte deutsche Bundesland Baden-Württemberg übertrifft den Handelsaustausch mit den USA. Die wirtschaftlichen Beziehungen zur EU zu gefährden, ist deshalb grob fahrlässig. Selbst der Stein des Anstoßes, die Personenfreizügigkeit, ist für die Schweizer Wirtschaft ein bedeutender Faktor. Ohne Zuwanderung stünde sie dürftig da. Beim Pharmakonzern Novartis haben zwei Drittel der Mitarbeiter keinen Schweizer Pass. Bei Roche sind es 40, bei ABB 50 Prozent.
Politologen halten das Votum vielfach für eine Bauchentscheidung. Die Schweiz ist ein kleines Land, in dem fast ein Viertel der Bewohner Ausländer sind. Wenn da jemand von Überfüllung spricht, von Ausländerkriminalität, vollen Bussen und Nahverkehrszügen, Lohndumping und Benachteiligung von Schweizer Arbeitssuchenden, findet er schnell Unterstützung. Zudem haben die Eidgenossen nie Konsequenzen ihrer Entscheidungen zu spüren bekommen. Selbst die Ablehnung des Vertrags über den Europäischen Wirtschaftsraum 1992 hatte keine nachhaltigen Folgen. Den innenpolitischen Zwist, die französischsprachige Westschweiz hatte den Beitritt befürwortet, bügelte die Regierung in den Folgejahren aus. Sie näherte das Land wieder an Europa an.
Auch am Sonntag wurde der „Röstigraben“ zwischen den Frankophonen und Deutschschweizern wieder sichtbar. Im Westen und in den großen Städten wurde die SVP-Initiative abgelehnt. Ein Paradoxon, denn gerade dort leben die meisten Ausländer und die Arbeitslosigkeit ist höher als im Rest des Landes. In den Städten dürfte man die überfüllten Verkehrsmittel und die höhere Kriminalität auch deutlicher wahrnehmen als in Appenzell-Ausserrhoden.
Es ist dennoch gut, dass die Schweizer so entschieden haben. Es ist kein Rückschlag für die direkte Demokratie, wenn ein Volk gegen die Regierung, Wirtschaft und das Gros der Parteien entscheidet. In Deutschland gibt das Volk alle vier Jahre seine Stimme ab und lässt andere für sich sprechen. In der Schweiz kontrolliert das Volk auch zwischen den Wahlen die Regierung, es ist wirklich der Souverän. Es ist allerdings nicht unfehlbar und sollte die Konsequenzen seiner Entscheidungen auch spüren. Der deutsche Außenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) hat das recht treffend ausgedrückt. Die Schweiz könne sich nicht immer nur die „Rosinen rauspicken“. Die EU sollte bei künftigen Verhandlungen hart bleiben, und derzeit sieht es auch danach aus. Die EU könne auf die Schweiz verzichten, sagte EU-Kommissionspräsident Barroso. Umgekehrt ist das nicht der Fall.
Meinung
Randglossen
Die Präsidentin war bei ihrem öffentlichen Auftritt vom Mittwoch besonders aggressiv. Sie beschuldigte Banken und “einige” Medien, ebenfalls Unternehmen, die die Preise erhöhen, und auch diejenigen, die den Finanzmarkt angeblich beherrschen, sie “in die Luft sprengen zu wollen”, und wies darauf hin, dass dabei auch das Volk betroffen werde. Auch nahm sie gegen die Justiz Stellung, die laut ihrer Meinung Unternehmer und nicht das Volk verteidige. Sie ist eben verärgert, weil der Oberste Gerichtshof ihr nicht Recht gibt, wenn sie nicht Recht hat. Tatsache ist, dass es gewiss keine Verschwörung gibt, sondern nur abweichende Meinungen, wie es in einer Demokratie normal ist, und eine im Grunde milde Kritik. Sie will ihre Verantwortung für die gestiegene Inflation, für Rezession, zunehmende Arbeitslosigkeit, die unerträgliche persönliche Unsicherheit, die Zahlungsbilanzkrise und vieles andere nicht übernehmen. Man fragt sich, wozu sie dann eigentlich regiert.
Cristina Kirchner hat den Verlag der Zeitung “La Nación” beschuldigt, 300 Millionen Pesos an Steuern zu schulden. Sie fügte dann noch hinzu, Minister De Vido habe sie korrigiert: es handle sich nicht um Gewinnsteuer, sondern um Sozialbeiträge, was noch schlimmer sei. “La Nación” hat dies am nächsten Tag dementiert. Der Verlag schulde keine Sozialabgaben. Es bestehe ein rechtlicher Konflikt, der jetzt vom Obersten Gerichtshof entschieden werden muss, der sich auf Steuersenkungen bezieht, die 2001 verfügt wurden, um die Konkurrenzfähigkeit von Unternehmen zu verbessern. Diese sind 2003 ausgelaufen, wobei der Staat jedoch per Dekret eine Alternative in Aussicht gestellt hatte, was dann nicht erfüllt wurde. Um dies geht es beim Prozess. Es ist schlimm, dass die Präsidentin hier ihre Meinung als Wahrheit darstellt, bevor der Oberste Gerichtshof entschieden hat. Es ist zunächst eine unverantwortliche Verleumdung.
Die Sache wird zum Polit-Krimi, bei dem noch mehr Köpfe rollen könnten. Im Oktober erfuhr der damalige Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) von Ermittlungen gegen den SPD-Abgeordneten Sebastian Edathy. Es ging um Kinderpornografie. Normaler-weise ist so etwas ein gefundenes Fressen, um dem politischen Gegner zu schaden, aber Friedrich informierte SPD-Chef Sigmar Gabriel. Der politische Gegner war nach den Bundestagswahlen vom 22. September bereits potenzieller Koalitionspartner. Gabriel informierte den damaligen SPD-Fraktionschef Steinmeier und weitere Genossen. Edathy trat vergangene Woche aus „gesundheitlichen Gründen“ von seinem Bundestagsmandat zurück. Bei Hausdurchsuchungen bei Edathy ist nach bisherigen Informationen nichts gefunden worden. Wurde er gewarnt?
Natürlich gilt bei solchen Fällen immer die Unschuldsvermutung. Aber zerstörte Festplatten und gelöschte Daten auf Edathys Computern rütteln daran. Ob schuldig oder nicht, bei ihm wird immer etwas hängen blieben. Für Friedrich ist die Sache noch prekärer. Er hat offensichtlich das Amtsgeheimnis verletzt. Inzwischen ist er als Landwirtschaftsminister zurückgetreten, es dürfte die letzte Station seiner politischen Karriere gewesen sein. Erklärungsnöte haben auch die Sozialdemokraten. Wenn Edathy gewarnt wurde, dann aus ihren Reihen. Edathy war nicht irgendein Abgeordneter, sondern hatte sich als Vorsitzender des NSU-Untersuchungsausschusses einen Namen gemacht. Dabei ging es um die Morde der rechtsextremistischen Terrorzelle und die Pannen der Geheimdienste. Vielleicht war jemand aus diesen Kreisen wirklich sauer auf den hartnäckigen Ausschussvorsitzenden.
Wirtschaft
Eine neue private Betreibung von Vororteisenbahnen
Die Eisenbahnen, die den Personenverkehr im Raum der Bundes hauptstadt und Umgebung bedienen, werden von Millionen Menschen verwendet und haben daher bei der Verkehrspolitik erste Priorität. Die Kirchners haben diesen Dienst zunächst völlig vernachlässigt, und sich auf die Wiedereinführung des Personenverkehrs ins Landesinnere konzentriert. Da sich jedoch die Schienen in schlechtem Zustand befinden, konnten diese Züge nur langsam fahren, so dass eine Fahrt nach Misiones oder Tucumán mehr als doppelt so lange dauerte, wie mit dem Omnibus. Beim Frachtverkehr spielt die Geschwindigkeit eine sekundäre Rolle, während sie beim Personenverkehr entscheidend ist.
Das totale Unverständnis der Eisenbahnproblematik kam dann im Projekt eines Hochgeschwindigkeitszuges von Buenos Aires über Rosario nach Córdoba zum Ausdruck, das überhaupt keinen vernünftigen Sinn hatte. Zum Glück ist es versandet. Indessen wurde ein Eisenbahndienst nach Uruguay eingeführt, von Concordia (Entre Rios) nach einem unbedeutenden Ort im Inneren von Uruguay. Dieser Dienst wurde feierlich von beiden Präsidenten angekündigt, aber der Zug fuhr nur ein einziges Mal.
Erst nach dem schweren Unfall am Bahnhof Once, bei dem 51 Menschen umkamen, hat die Regierung die Bedeutung des städtischen Eisenbahnsystems erkannt. Der Transportbereich wurde von Planungsminister De Vido (der offensichtlich versagt hat) auf Innenminister Randazzo übertragen, der die Bedeutung dieses Personenverkehrs erkannt hat und sofort ein Programm in Angriff nahm, um den Dienst wesentlich zu verbessern. Beiläufig sagte er, wenn er hier Erfolg habe, werde er sich als Präsidentschaftskandidat qualifizieren. Dabei wurde die politische Entscheidung getroffen, hohe Investitionen im städtischen Eisenbahnsystem durchzuführen, für die China eine Finanzierung bereitstellte. Auf diese Weise hat sich China eine Vorrangstellung bei der Belieferung der argentinischen Eisenbahnen geschaffen.
Als erstes hat Randazzo die alten Bremsen bei sämtlichen Zügen durch neue ersetzt, die von einer angesehenen deutschen Firma gekauft wurden. Gleichzeitig wurde ein GPS-Satellitenystem eingeführt, das erlaubt, die Geschwindigkeit sämtlicher Züge des Systems ständig in einer Zentralstelle zu kontrollieren. Und dann wurden noch Filmkameras eingerichtet, die den Lokomotivenfahrer filmen. Bei einem neuen Unfall im Vorort Haedo konnte Randazzo somit feststellen, dass der Fahrer beschleunigt hatte, statt zu bremsen, und dass er eingeschlafen war. Die Gewerkschaft konnte ihn somit nicht verteidigen. Daraufhin hat der Minister verfügt, dass der Schaffner sich vor Beendigung der Fahrt in die Kabine des Fahrers begeben muss, so dass dieser nicht schlafen kann. Ausserdem wurde die Eignungsprüfung der Fahrer verschärft.
Die Regierung hat eine Unmenge neuer Waggons und auch Schienen in China gekauft, um den Dienst zu verbessern. Noch in diesem Jahr sollen ca. tausend neue Waggons eintreffen, und somit viel mehr Züge eingesetzt werden. Ebenfalls sollen nach und nach sämtliche defekte Schienen erneuert werden. All das stellt einen viel besseren Dienst in Aussicht. Das ist nicht nur wichtig, um den Passagieren die Fahrt angenehmer zu machen, sondern um mehr Personen zu überzeugen, vom Omnibus oder dem persönlichen Automobil auf die Eisenbahn überzugehen. Damit würden beiläufig die verstopften Strassen entlastet.
Indessen handelt es sich beim Eisenbahndienst nicht nur um Züge und Schienen, sondern um die Verwaltung des Dienstes, der gegenwärtig sehr schlecht ist, mit langen Wartezeiten, einer allgemeinen nicht-Einhaltung von Fahrplänen und schmutzigen und beschädigten Waggons. Das war nach der Privatisierung der 90er Jahre nicht so. Doch ab 2002 wurden die Konzessionsverträge nicht eingehalten und keine neue Rahmenordnung geschaffen, so dass der Dienst verkam und auch die Instandhaltung vernachlässigt wurde, weil es keine Mittel für diesen Zweck gab.
Jetzt hat Minister Florencio Randazzo auch für dieses Problem eine Lösung geschaffen. Durch Beschluss 41/2014 des Innen- und Transportministeriums (Amtsblatt vom 12.2.14) wurde der Gruppe Roggio (die schon die U-Bahn und die Urquiza-Bahn betreibt) die Verwaltung der Linien Mitre und San Martín, und der Firma Emepa die der Linien Roca und Belgrano Sur übertragen. Es fehlt jetzt noch die Entscheidung über die Linie Sarmiento
Gleichzeitig wurden die sogenannte Ugoms (Unidad de Gestión Operativa Mitre-Sarmiento) und die Ugofe (Unidad de Gestión Operativa de Emergencia) aufgelöst. Als dem Cirigliano-Konzern die Konzession für die Eisenbahnen Mitre und Sarmiento entzogen wurde (weil er für den Once-Unfall mitverantwortlich erklärt wurde), wurde die Betreibung auf Roggio und Emepa gemeinsam übertragen. Jetzt wurde dies aufgeteilt und jedem der beiden die volle Verantwortung für bestimmte Strecken gegeben, was die Verwaltung erleichtert, da die beiden Gruppen nicht ständig unter sich verhandeln müssen. Roggio hat auf alle Fälle bei der U-Bahn gezeigt, dass ere in guter Verwalter ist. Allerdings untersteht die U-Bahn seit zwei Jahren der Stadt Buenos Aires, und mit Mauricio Macri versteht sich Aldo Roggio gut, umso mehr als beide schliesslich Bauunternehmer sind.
Die neuen Verträge sind keine Konzessionen. Sie laufen zunächst auf 24 Monate und beziehen sich ausschließlich auf die private Betreibung. Dabei wird die Entlohnung des Betreibers festgesetzt, mit Prämien und Bussen, je nachdem ob bestimmte Ziele übertroffen oder nicht eingehalten werden. Das bezieht sich auf die Einhaltung der Fahrpläne, die Frequenzen, die Sauberkeit und Instandhaltung der Züge, und auch auf die Einnahmen aus dem Fahrkartenverkauf. Dieser wurde in den letzten Jahren total vernachlässigt, so dass letztes Jahr (laut offizieller Statistik) etwa die Hälfte der Passagiere unentgeltlich fuhr. Wenn jetzt die Fahrkarten wieder bezahlt werden müssen, zu angemessenen Tarifen (sie müssten an die der U-Bahn angeglichen werden), dann wird die Staatskasse stark entlastet. Die Einzelheiten der neuen Verträge wurden nicht bekanntgbegeben. Aber auf alle Fälle wurde eine neue Rahmenordnung eingeführt, und der Betreiber weiss, an was er sich halten muss.
Die Erfahrung wird dann zeigen, was dabei verbessert werden kann. Aber das Wesentliche ist jetzt, dass Randazzo erkannt hat, dass der Staat nicht in der Lage ist, Eisenbahnen zu betreiben, was eine unternehmerische Tätigkeit ist, die eine besondere Dynamik erfordert, die der Staat eben nicht hat. Der Staat wird einmal Subventionen zahlen, um die Tarife auszugleichen, die die Kosten nicht decken, und dann auch Investitionen aller Art finanzieren. Hier ist es jedoch entscheidend, dass der Minister mit den Betreibern eng zusammenarbeitet, um Prioritäten und Eigenarten der Investitionen zu bestimmen.
Das Staatsunternehmen Sofse (Sociedad Ferroviaria, Sociedad de Estado), das das Eisenbahnsystem leitet, wird weiter bestehen, was bei diesem Schema kaum anders sein kann. Aber die konkrete Betreibung dieser Vororteisenbahnen ist privat. Der Erfolg hängt jetzt davon ab, ob sich das Sofse gut mit Roggio und Emepa verständigt. Und Minister Randazzo, der die politische Bedeutung dieses Eisenbahndienstes voll erkannt hat, und hier seinen Pragmatismus und eine zunehmende Kenntnis der Problematik gezeigt hat, wird sich voraussichlich weiter intensiv um diesen Fall kümmern.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 7,80, 1,14% unter der Vorwoche, aber um 19,54% über Ende 2013. Der Devisenmarkt stand auch letzte Woche unter dem Druck der Verkäufe von Banken, die ihre Devisenreserven verringern müssen. Ebenfalls haben Getreideexporteure höhere Beträge verkauft. An insgesamt 11.513 „kleine Sparer“ haben die Banken ab 27. Januar schon u$s 204 Mio verkauft. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 27,80 Mrd. ohne Veränderung gegenüber der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.3.14 bei $ 7,86, zum 30.6.14 bei $ 8,50, zum 30.9.14 bei $ 9,39% und zum 30.12.14 bei $ 10,25. Der Dezemberkurs enthält eine jährliche Zinsrate von 20,31%. Die Abwertungserwartung, die in der Vorwoche noch bei 33,68% lag, ist somit stark gesunken. Beim Devisenterminmarkt tritt die ZB als Hauptverkäufer auf, damit die Abwertungserwartungen beschränkt werden. Die Bank erleidet jetzt bei diesen Geschäften als Folge des jüngsten Abwertungssprunges einen Verlust, der auf $ 12 Mrd. geschätzt wird. Der Schwarzkurs für Dollarnoten schloss bei $ 11,95. Der Kurs, der sich aus Überweisungen über Staatsbonds in Dollar ergibt, die sowohl in Buenos Aires wie in New York gehandelt werden (genannt „contado con liqui“) schloss bei $ 10,75.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 0,95%, und im Laufe dieses Jahres eines von 10,13%.
***
Par-Bonds in Pesos stiegen letzte Woche und auch ab Ende 2013 um 4%, Discount-Bonds in Pesos legten in der Woche um 6,21% und in diesem Jahr 3,90% zu. Boden 2014 blieben in der Woche unverändert und notierten 2,26% über Ende 2013, Boden 2015 gewannen in einer Woche 2,20%, verloren jedoch im Laufe dieses Jahres 7,48%. Global 2017 Arg. stiegen in einer Woche um 2,20%, lagen jedoch um 7,48% über Ende 2013. Bei den Pesobonds, die mit dem CER-Index berichtigt werden, besteht jetzt die Erwartung, dass sie mit dem neuen Preisindex richtig indexiert werden, was diese Papiere interessanter macht.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 214 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 212,01) und bei 24 Karat zu $ 305,85 ($ 302,87).
***
Vordatierte Schecks wurden an der Börse von Buenos Aires am Donnerstag bei 30 Tagen zu 29,84% verzinst, bei bis zu 60 Tagen zu 30,69%, bei bis zu 90 Tagen zu 31,3%, bei bis zu 120 Tagen zu 32,99%, bei bis zu 180 Tagen zu 33,47% und bei längeren Fristen zu 33,35%.
***
Der neue Index der Konsumentenpreise, benannt IPCNU (Indice de Precios al Consumidor Nacional Urbano), der sämtliche städtische Gegenden des Landes umfasst, ergab für Januar eine Zunahme von 3,7%, die sich folgendermaßen aufteilt: Nahrungsmittel und Getränke: 3,3%; Bekleidung: 0,8%; Wohnung und damit verbundene Dienstleistungen: 2,2%; Wohnungsausstattung: 4,3%; Gesundheitsbetreuung: 5,9%; Transport und Fernverbindungen: 5,4%; Freizeitausgaben: 4,8%; Erziehung: 1,6%; andere Sachgüter und Dienstleistungen: 3,5%. Bei Nahrungsmitteln wirkte sich der Rindfleischpreis aus, doch auf der anderen Seite besteht im Januar ein hohes Angebot von Obst und Gemüse, das auf die Preise drückt. Bei Bekleidung findet die große Zunahme jeweils im dem Saisonwechsel (im Oktober-November) statt, wobei dieses Jahr im Januar schon Ausverkäufe eingesetzt haben. Die (private) Erziehung sollte im Januar keine Zunahmen verzeichnen, da das Schuljahr im März beginnt.
***
Der Oberste Gerichtshof der USA wird die Verteidigung der Anwälte von Argentinien am 21. April anhören. Der Fall bezieht sich nicht auf die Zahlung an die Holdouts (die in diesem Fall als Geierfonds bezeichnet werden), sondern auf den Antrag des Fonds NML (von Paul Singer), Bankkonten und Vermögenswerte des argentinischen Staates in den USA zu beschlagnahmen. Zunächst handelt es sich darum, dass die Banken diese Konten bekanntgeben sollen. ZB-Reserven und Güter, die für den diplomatischen Dienst eingesetzt werden, sind von vorne herein ausgenommen. Aber bei Konten der Filialen der Banco Nación in den USA und eventuell auch beim Staatsunternehmen Aerolíneas Argentinas liegt der Fall anders.
***
Durch Beschluss 29/2914 hat Innen- und Transportminister Florencio Randazzo verfügt, dass in sämtlichen städtischen Omnibussen ein GPS-System eingerichtet wird. Dies soll erlauben, die Fahrzeiten und -strecken zu kontrollieren, die als Grundlage für die Zahlung von Subventionen dienen. Randazzo geht davon aus, dass die Omnibusunternehmen falsche Daten angeben, um höhere Subventionen zu beziehen.
***
Die Erdölprovinzen sind mit der sogenannten „Pesifizierung“ des Erdölpreises nicht einverstanden, die darin besteht, dass das an lokale Raffinerien gelieferte Rohöl im Februar zu einem Kurs von $ 6,88 pro Dollar umgerechnet wird, statt $ 7,85 bis $ 8. Die Consulting-Firma „Economía & Regiones“ (von Rogelio Frigerio, jetzt Präsident der Banco Ciudad, die von der Regierung der Stadt Buenos Aires abhängt) hat berechnet, dass dies die Provinzeinnahmen aus Erdölgebühren hochgerechnet auf ein Jahr um $ 2 Mrd. verringert.
***
Die Geldmenge, technisch als monetäre Basis bezeichnet (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) ist im Januar 2014 um 3,54%, gleich $ 13,24 Mrd. auf $ 363,86 Mrd. gesunken. Die Zuwendungen der ZB an den Staat wirkten um $ 8,51 Mrd. expansiv, und andere Faktoren (die von der ZB nicht erklärt wurden) trugen ebenfalls zur Expansion mit $ 8,94 Mrd. bei. Hingegen wirkte die Devisenverringerung um $ 12,72 Mrd. kontraktiv, und ebenfalls wurden $ 7,40 Mrd. durch Swap-Geschäfte und $ 10,75 Mrd. durch ZB-Wechsel (Lebac und Nobac) aufgesogen. Ohne die Abnahme der ZB-Reserven, bei der die ZB Pesos erhält, wäre der Rückgang der monetären Basis minimal gewesen.
***
Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die ZB zur Messung der monetären Entwicklung verwendet, verzeichnet im Januar eine annuelle Zunahme von 23,85%, bei einer Abnahme von 4,89% in einem Monat. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten per Ende Januar um 26,54% und nahm im Januar um 3,54% ab. Die gesamten Pesodepositen bei Banken nahmen in 12 Monaten per Ende Januar um 19,75% zu, in 30 Tagen jedoch nur um 0,23%. Die gesamten Pesokredite des Bankensystems lagen per Ende Januar um 33,59% über dem gleichen Vorjahresdatum und 1,81% über Ende Dezember.
***
Der Verkauf von Baumaterialien lag im Januar 2014 um 11% über dem Vorjahr und 0,2% über Dezember 2013. Das geht aus dem Construya-Index hervor, den die wichtigsten Produzenten von Baumaterialien (Zement, Ziegelsteine, Rundstahl, Fliesen, Farben u.a.) monatlich auf Grund ihrer Lieferungen berechnen. Die gute Konjunktur wird durch das soziale Wohnungsbauprogramm Pro.Cre.Ar aufrecht erhalten, das mit Mitteln des Rentner-Fonds der ANSeS finanziert wird. Da diese Kredite nicht wertberichtigt werden, wird der Fonds auf diese Weise verwässert.
***
Die Wirtschaftsminister von 15 Provinzen, mit der von Buenos Aires an der Spitze, haben bei einer Zusammenkunft vereinbart, die Gehaltserhöhungen für dieses Jahr, einschließlich der der Lehrer, auf höchstens 25% zu begrenzen. Danach hat auch die Präsidentin Cristina Kirchner in einer Unterredung mit Antonio Caló, Leiter der regierungsnahen CGT, u.a. Gewerkschaftern, bei den kommenden Lohnverhandlungen eine mäßige Haltung gefordert, und betont, dass die Abkommen auf alle Fälle für ein Jahr abgeschlossen werden müssen. Sie lehnte dabei auch die Zahlung von festen Beträgen vor den paritätischen Verhandlungen ab, die dann von der Lohnerhöhung abgezogen werden sollen, was erfahrungsgemäß jedoch nicht geschieht.
***
Die ZB erhielt bei der Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 16,12 Mrd., von denen $ 15,11 Mrd. angenommen wurden. Da die Amortisation bestehender Wechsel $ 3,2 Mrd. ausmachte, ergab sich eine Nettoaufnahme flüssiger Mittel der Banken von $ 11,9 Mrd. Im Laufe dieses Jahres hat die ZB auf diese Weise schon $ 29,5 Mrd. aufgesogen. Die Zinsen blieben praktisch unverändert, bei 28,8% für Lebac auf 84 Tage und leicht höheren Zinsen für längere Fristen, bis zu 39,38% bei 392 Tagen.
***
Das Unternehmen MCC Minera Sierra Grande, das eine chinesische Gruppe in den 90er Jahren übernommen hat und ein Eisenerzbergwerk in Rio Negro ausbeutet, hat die Verschiffung von 56.000 t Pellets eingeleitet, denen im Laufe dieses Jahres weitere 11 folgen sollen, so dass insgesamt in diesem Jahr 466.000 t exportiert würden. Dieses Bergwerk war von „Fabricaciones Militares“ (dem Konzern, der dem Heer unterstellt ist) ab 1970 errichtet und Anfang der 80er Jahre in Betrieb genommen worden. Der Verlust war dabei so hoch, dass die Menem-Regierung die Schließung des Werkes beschloss, und es nachher der Provinzregierung von Rio Negro übertrug. Diese fand nach mehreren Jahren Stillstand einen chinesischen Interessenten, der das Objekt für ca. u$s 30 Mio. übernahm, obwohl der Staat über u$s 1 Mrd. investiert hatte. Dank gestiegenem Preis für Eisenerz konnte das Werk 2005 in Gang gesetzt werden.
***
Im Jahr 2013 wurden Fisch und Fischprodukte für u$s 1,49 Mrd. exportiert, 11,3% mehr als im Vorjahr, berichtet das Consulting-Büro IES. Es wurden rund 500.000 Tonnen exportiert, 15% mehr als im Vorjahr. In Werten gemessen lag der Fischexport über dem von Rindfleisch.
***
Die argentinische Zitronenernte wird dieses Jahr auf unter die Hälfte des Vorjahres sinken, hat das US-Landwirtschaftsdepartement USDA geschätzt. Es sollen nur 750.000 t sein, gegen 1,35 Mio im Jahr 2013. Ursache des Rückgangs ist der Frost, gefolgt von Dürre, im Jahr 2013. 85% der Zitronenproduktion entfällt auf die Provinz Tucumán, die sich klimatisch besonders für Qualitätszitronen mit dünner Schale eignet. Letztes Jahr erreichte der Export von Zitronen, Zitronensaft und Essenzen u$s 700 Mio. Da Argentinien auf dem Weltmarkt preisbildend ist, wird für 2014 wegen des geringeren Angebotes ein höherer Preis erwartet, der den Mengenrückgang zum Teil ausgleicht.
***
Japan hat den Import von süßem argentinischen Zitrusobst nach einer Sperre von einem Jahrzehnt wieder zugelassen. 2013 importierte Japan insgesamt 111.000 t Orangen und 16.000 t Mandarinen für u$s 128 Mio, bzw. 28 Mio. Argentinien kann jetzt hoffen, einen Teil dieser Importe zu liefern.
***
Die Pharmaunternehmen haben bei einer Zusammenkunft mit Kabinettschef Jorge Capitanich die Preiserhöhung von Ende Januar (nach dem Abwertungssprung) rückgängig gemacht, aber sich geweigert, die Preise auf das Niveau von Ende Dezember zurückzuführen. Sie haben sich verpflichtet, 600 Medikamente zu niedrigen Preisen zu verkaufen. Es wurde nicht mitgeteilt, welche es sind, und ob die Liste die meistverbrauchten umfasst. Die Regierung hat keine effektive Möglichkeit, die Medikamentenpreise festzusetzen, umso mehr als die weitgehend importierten Bestandteile sich an den jeweils geltenden Wechselkurs halten. Die einzig effektive Maßnahme, um die Preise in diesem Bereich zu drücken, ist das Generikagesetz vom Jahr 2002 (das der damalige Gesundheitsminister Ginés García Gonzalez ausgearbeitet hat), das den Ärzten vorschreibt, dass sie bei ihren Rezepten den generischen Namen des Wirkstoffes anführen müssen, statt nur die Markenbezeichnung des Produktes (was die meisten jedoch nicht tun), und den Apothekern erlaubt, ein verschriebenes Medikament durch ein anderes mit dem gleichen Wirkstoff zu ersetzen. Das hat die Unternehmen in mehreren Fällen gezwungen, die Preise zu senken, wobei eine Apothekenkette (Dr. Ahorro) nur die jeweils billigeren Produkte führt.
***
Präsidentin Cristina Kirchner kündigte am Mittwoch per Video-konferenz zwei Einweihungen neuer Fabriken an. Einmal handelt es sich um eine Fabrik der Firma Duplas in der Ortschaft Cañuelas, bei der Bundeshauptstadt, in der sogenanntes „alveolares Polykarbonat“ erzeugt werden soll. Dabei soll der gesamte Import dieses Produktes ersetzt werden. Der Fall wurde weiter nicht erklärt; denn dabei wird das Polykarbonat voraussichtlich importiert und weiterverarbeitet, mit einem geringen Zusatzwert. Außerdem hat die Firma Systel, die eine Fabrik in Córdoba betreibt und Waagen herstellt, eine Produktionsanlage für die Eingliederung elektronischer Platten in Waagen in Betrieb genommen, was u.a. den Export nach Mercosur-Staaten möglich machen soll.
***
Der Vorstand des Verbandes kleiner und mittlerer Unternehmen hat bei der nationalen Kommission für Konkurrenzschutz (CNDC, Comisión Nacional de Defensa de la Competencia), Klage gegen die Unternehmen Acindar, Siderar, Siderca, Loma Negra, Ciasa, Holcim, Aluar, C&K Aluminio (plus deren Tochtergesellschaft Refinería de Metales Uboldi), wegen Missbrauchs einer „dominierenden Marktposition“ eingereicht. Die Klage bezieht sich auf die ständigen Preiserhöhungen, die angeblich unberechtigt sind und zu einer hohen Rentabilität der Firmen führen. Das schadet den Kunden, meistens kleine und mittlere Unternehmen. Angeblich habe die Weltbank berechnet, dass die Preise für Stahlprodukte sich weltweit zwischen 2001 und 2011 verdreifacht hätten, während die lokalen Preise (laut Berechnung des Institutes Ciges) sich in der gleichen Periode verfünffacht hätten.
***
Einen Tag nach der Zusammenkunft mit der Präsidentin hat der Generalsekretär der Gewerkschaft der Metallarbeiter (UOM, Unión Obrera Metalúrgica) und auch CGT-Generalsekretär, Antonio Caló, Vertreter der sechs Unternehmerverbände, die die Metallindustrie vertreten, für nächsten Dienstag einberufen, um über einen vorzeitigen Beginn der Lohnverhandlungen zu sprechen, nachdem das bestehende Arbeitsabkommen erst am 31. März abläuft. Die Gewerkschaft will auf alle Fälle eine Lohnerhöhung von über 25% erreichen, und auch die unmittelbare Zahlung eines festen Betrages. In diesem Sinn hat letzte Woche eine weitere Gewerkschaft, die der Omnibusfahrer (UTA, Unión Transporte Automotor) einen Betrag von monatlich $ 1400 ab 1. Januar erhalten.
***
Die Vereinigten Staaten haben Argentinien, zusammen mit Kolumbien, Ecuador, Mexiko und Paraguay, in die Liste der 11 Staaten aufgenommen, in denen Piraten- und Schmuggelmärkte tätig sind, die die US-Wirtschaft am meisten schädigen. Das US-Handelsdepartement hat den Markt „La Salada“ (südlich der Bundeshauptstadt) als den größten Schwarzmarkt in Südamerika eingestuft, und dabei die Kontrolltätigkeit der Regierung als „unwirksam“ bezeichnet.
***
Handelssekretär Augusto Costa hat mit den Exportschlachthäusern vereinbart, dass sie ca. 4000 Tonnen Rindfleisch zu einem Preis an den Einzelhandel liefern, der bis zu 30% unter dem gegenwärtigen Marktpreis liegt. Als Gegenleistung wurden ab letzten Donnerstag die gebremsten Exportgenehmigungen freigegeben. Ebenfalls soll ein flexibleres Exportsystem vereinbart werden. Die Fleischmenge, um die es hier bei den verringerten Preisen geht, macht knapp 2% des internen Rindfleischkonsums aus. Die Exportschlachthöfe beliefern den Binnenmarkt nur in geringem Ausmaß. Der weitaus größte Teil entfällt auf Schlachthöfe, die nur den Binnenmarkt beliefern. Solange die Fleischindustrie nicht vereinheitlicht wird, mit strengen Sanitätsnormen und Exportzulassung für alle, hat die Bindung vom Exporten an den Binnenkonsum keinen Sinn.
***
Die Regierung der Stadt Buenos Aires ist bei der Reglementierung der temporären Miete für Touristen fortgeschritten. Nachdem im Juni 2013 das städtische Gesetz 4632 erlassen wurde, hat es das Tourismusamt jetzt reglementiert. Sämtliche Anbieter dieser Dienste müssen sich in ein Register eintragen, als „Apart Hotel“ oder als Hotel von bis zu drei Sternen, sofern es sich um Besitzer von vier oder mehr Einheiten handelt. Wer also eventuell ein oder zwei Apartments vermietet, oder nur Zimmer in seiner Wohnung, ist von der Registrierungspflicht ausgeschlossen. Dabei wird eine Gebühr gefordert. Tourismusexperten schätzen, dass in der Stadt 60.000 Hotelbetten angeboten werden, zu denen weitere 20.000 in Apartments hinzukommen, die für kurze Perioden vermietet werden. In der Stadt wurden 51 Gebäude gebaut, die ausschließlich diese Dienste liefern, die wesentlich billiger als die der Hotels sind.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Laut Daten der Internationalen Energieagentur und des US-Energiedepartements beträgt die Erdölförderung der venezolanischen PDVSA gegenwärtig täglich 2,4 Mio. Barrel, bedeutend weniger als die 3,6 Mio. Barrel von 1996. Der lokale Markt verbraucht 800.000 Barrel pro Tag, was 1,6 Mio. Barrel für den Export übrig lässt, von denen 800.000 Barrel nach den USA exportiert werden. Der Rest geht nach China, Indien und auch Kuba, das das Erdöl zu besonders vorteilhaften Bedingungen erhält. Für dieses Jahr sind Einnahmen aus Erdölexporten von etwa u$s 40 Mrd. vorgesehen. Davon muss man die Bedienung der auswärtigen Schuld von PDVSA und Importen von 200.000 Barrel pro Tag von Benzin, so dass schließlich vom Exporterlös nur u$s 25 Mrd. verbleiben, ein Bruchteil des Betrages, den die Erdölexporte vor fünf Jahren ergaben. Das importierte Benzin wird zu u$s 120 je Barrel bezahlt und auf dem lokalen Markt zu u$s 2,1 pro Barrel verkauft. Da Venezuela ca. 90% seines Lebensmittelbedarfs importiert, hat die Devisenknappheit, die sich aus den gesunkenen Erdölexporten ergibt, eine verheerende Wirkung, mit Knappheit und einem weiteren Inflationsimpuls. Präsident Nicolás Maduro hat nicht die geringste Ahnung, wie er das Problem lösen soll, und greift zu allerlei Maßnahmen, wie die Verfolgung von Großunternehmen, die schließlich die Krise verschärfen.
***
Die „Allianz des Pazifiks“, die sich aus Kolumbien, Mexiko, Chile und Peru zusammensetzt, hat sich letzte Woche bei einer Konferenz in Cartagena (Kolumbien) geeinigt, 92% des Handels von Gütern und Dienstleistungen unter diesen Ländern stufenweise von Zöllen zu befreien. Auch Costa Rica will sich gelegentlich diesem Abkommen anschließen. Das Abkommen muss noch von den einzelnen Parlamenten bestätigt werden. Auch muss geklärt werden, wie weit diese neue Freihandelszone für Mexiko mit der schon bestehenden mit USA und Kanada (genannt NAFTA) vereinbar ist. Vorläufig handelt es sich somit nur um eine Erklärung guter Absichten.
***
Der Internationale Währungsfonds hat Bolivien in einem jüngsten Bericht sehr positiv beurteilt. Das BIP sei 2013 um 6,7% gestiegen (die höchste Wachstumsrate in 30 Jahren), und für 2014 rechnet der Fonds mit plus 5,4%. Der IWF betont die hohen Währungsreserven des Landes, von u$s 14,43 Mrd., fast 50% des BIP, was dem Land die Möglichkeit verleihe, externe Schocks zu verkraften.
***
Brasiliens Präsidentin Dilma Rousseff gab bekannt, dass das Land in 20 Jahren die mit Getreide und Ölsaat bebaute Fläche um 41 % erhöht habe, die Produktion jedoch um 221% gestiegen sei. Hier kommt ein phänomenaler technologischer Fortschritt zum Ausdruck. Für dieses Jahr ist eine Gesamternte von 193,6 Mio. Tonnen vorgesehen, 3,6% mehr als im Vorjahr. Davon sollen ca. 90 Mio. t auf Sojabohne entfallen, womit Brasilien eventuell die USA vom ersten Platz auf diesem Gebiet verdrängen können.
***
Geschäftsnachrichten
Edesur
Dieses Stromverteilungsunternehmen hat für 2013 einen Bilanzgewinn von $ 1,16 Mrd. gemeldet, der in krassem Gegensatz zum Verlust von $ 891,6 Mio. des Vorjahres steht. Doch das Unternehmen weist darauf hin, dass das Bilanzjahr 2013 auch die Anerkennung höherer Kosten von 2007 bis 2013 einschließt, die $ 2,76 Mrd. ausmachen und vom Staat gezahlt wurden. Ohne dies hätte die Bilanz 2013 einen Verlust von $ 667,5 Mio. ausgewiesen. Der Verlust ist in Wirklichkeit noch höher, weil an unerlässlichen Instandhaltungsarbeiten gespart wurde. Das Unternehmen hat dennoch 2013 den Rekordbetrag von $ 1,06 Mrd. investiert.
Ledesma
Dieser große rein argentinische Konzern, kontrolliert von Carlos Pedro Blaquier und Familie, mit Zucker- und Papierfabrik sowie großen Zuckerrohr- und Zitrusfruchtplantagen, mit Hauptsitz in Jujuy, hat dort ein Wohnviertel für Belegschaftsmitglieder unter dem Namen „Papst Franziscus“ eingeweiht. Von den ca. 1000 Wohnungen wurden schon 140 übergeben. Die Käufer zahlen den Preis in 150 monatlichen Raten, wobei die Quote auf alle Fälle nicht über 20% ihres Einkommens beträgt. Diese Wohnungen stellen eine Investition von $ 170 Mio. dar (ohne den Bodenwert zu berücksichtigen), die das Unternehmen mit eigenen Mitteln finanziert hat. Ledesma hat seit jeher eine aktive Sozialpolitik vollzogen, mit Wohnungen für das Personal, einem Hospital, einer Schule u.a. sozialen Leistungen. Abgesehen davon liegen die Löhne bei Ledesma weit über dem in Jujuy üblichen Niveau.
Volkswagen
Bei den Automobilverkäufen vom Januar 2014 (gemessen laut Eintragungen in das nationale Register) lag das VW-Modell Gol mit 5088 Einheiten mit Abstand an der Spitze, gefolgt von Ford Ecosport mit 4230 Einheiten, Peugeot 306 mit 3.691, Renault Duster mit 3449, Peugeot 208 mit 3342, FIAT-Palio mit 3134 und VW-Suran mit 3061 Einheiten. Dieses VW-Modell steht somit an 7. Stelle.
Transportadora de Gas del Sur (TGS)
Dieses Unternehmen, das die Ferngasleitung in Konzession betreibt, die Tierra del Fuego und Santa Cruz mit Buenos Aires verbindet, und auch die von Neuquén nach der Bundeshauptstadt, hat den Inhabern von Obligationen den Tausch der bestehenden Wertpapiere, die zu 7,875% verzinst werden und 2017 verfallen, für Papiere mit einem Zinssatz von 9,625% und Verfall am 14. 5. 2020 angeboten. Die neue Emission umfasst u$s 255,45 Mio. und ist Teil einer Gesamtemission von u$s 400 Mio. Der Tausch der Obligationen findet über die Banken Citi und J.P.Morgan statt.
Inversiones Gazmuri
Dieser chilenische Konzern gab die Errichtung einer Fabrik in Rosario bekannt, die eine Investition von u$s 8 Mio. darstellt und 2000 Jato eines Produktes für die Kunststoffindustrie erzeugen soll, das mit Sojabohne hergestellt wird. Das Produkt wird bei der Herstellung von Kabeln, Fußbällen, Schuhsohlen u.a. Gütern verwendet.
YPF
Nach dreimonatigen Verhandlungen hat diese staatlich kontrollierte Aktiengesellschaft die lokale Filiale der US-Firma Apache für u$s 800 Mio. plus Übernahme einer Schuld gegenüber Banken von u$s 52 Mio. gekauft. YPF hat schon u$s 50 Mio. bezahlt. Das Geschäft soll binnen 30 Tagen abgeschlossen werden. Mit der Eingliederung von Apache wird YPF seine Erdöl und Gasreserven um 14% erhöhen und die Gasförderung um 15%. Nachdem YPF schon beim Erdöl in Argentinien an erster Stelle steht, wird es jetzt auch Total vom ersten Platz bei Gas verdrängen. YPF wird einen Teil der Aktiven, die es von Apache übernimmt, für u$s 217 Mio. an die lokale Pluspetrol weiter verkaufen.
Aerolíneas Argentinas
Das staatliche Luftfahrtunternehmen kündigte den Kauf von vier neuen Airbus 330-200 an, die für den regionales Dienst eingesetzt werden sollen. Der Vorstandspräsident und Geschäftsführer von AA, Mariano Recalde, unterschrieb am Mittwoch den Kaufvertrag mit John Leahy, Verkaufschef von Airbus. AA fährt mit der expansiven Politik fort, die jedoch eine hohe finanzielle Belastung für den Staat darstellt, auch wenn der Kauf von Flugzeugen finanziert wird.
Allianz
Die lokale Filiale dieser großen deutschen Versicherungsgesellschaft hat großen Erfolg beim System der elektronischen Ausstellung von Versicherungspolicen erreicht. Allianz Argentina hat 2009 ein System eingeführt, bei dem mit der Stiftung „Banco de Bosques“, vereinbart wurde, dass sie ihr einen Quadratmeter Naturwald von Misiones für jede elektronische Versicherungspolice schenkt, bei der kein Papier verwendet wird. Insgesamt sind es schon über 100.000 qm Wald, die nicht abgeholzt werden.
Rutini
Diese Weinkellerei, eine Filiale von La Rural, der Gruppe Catena, die für ihre Qualitätsweine bekannt ist, hat eine Investition von u$s 18 Mio in Mendoza bekanntgegeben, um die Kapazität für diese Weine (Marken Rutini und Trumpeter) auf 8 Mio. Liter zu erhöhen. Auch sollen 400.000 Flaschen Sekt mit dem System „champenoise“ hergestellt werden. Im April soll 70% der Investition fertig sein. 2013 konnte die Weinkellerei den Umsatz in Mengen um 30% steigern.
Wirtschaftsübersicht
Die andere Möglichkeit: Amado statt Cristina
In der Politik wird viel geheuchelt. So ungefähr alle Politiker und Personen von Bedeutung und Einfluss betonen stets, dass es nicht zur Diskussion stehe, dass die Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner ihr Mandat am 10. Dezember 2015 beendet. Niemand will die Verantwortung tragen, einen Putsch wie in früheren Zeiten zu befürworten, auch wenn diese Beschuldigung recht absurd erscheint, da es heute keine Streitkräfte gibt, die so etwas vollziehen könnten oder auch nur daran dächten. Allein, im Privatgespräch weisen viele auf die Möglichkeit hin, dass CFK vorzeitig abtritt, und sehr viele befürworten dies. Das wäre kein Verfassungsbruch, und noch weniger ein Putsch. Sie ist einfach nicht in der Lage, die Krise zu meistern, die sie nicht einmal als solche anerkennt. Mit ihr stehen schlimme Zeiten bevor, und das ist vielen bewusst. Ohne sie, kann die kritische Lage hingegen kurzfristig und mit beschränkten sozialen Kosten eingerenkt werden.
Einmal ist ihre Gesundheit (angeblich schwer) angeschlagen, und der Stress, den die Regierungstätigkeit mit sich bringt ist gewiss nicht das Beste für sie.Auch wenn sie weniger aktiv als früher ist, belasten sie die Regierungsprobleme ständig, umso mehr, als sie nicht zu delegieren weiß und den Spielraum für Entscheidungen der Minister stark eingeengt hat. Was immer sie hat, es wird mit ihrer Regierungstätigkeit schlimmer. Doch abgesehen davon erwarten sie schwierige Monate, mit Rezession und „Anpassung“, genau das, was sie stets kritisiert hat und auf keine Fall hinnehmen würde. Wenn sie jetzt geht, dann kann sie sagen, dass die Wirtschaft unter ihrer Regierung gewachsen sei, und somit ihrem Nachfolger die Schuld für die Rezession in die Schuhe schieben, die schon eingetreten ist und sich ständig verschärft. Gewiss ist sie für die Krise verantwortlich; aber in der Politik werden die Dinge anders dargestellt.
Nebenbei bemerkt: wäre Isabel Perón Mitte 1975 zurückgetreten, hätte sie wahrscheinlich einen guten Abgang gehabt, und wäre auf alle Fälle nicht direkt für die Hochinflation verantwortlich gewesen, die damals eingetreten ist, mit Hyperinflation am Ende (März 1976) und totaler Unordnung. Sie hätte dann auch die lange Haft vermieden, die sie nach dem 24. März 1976 erlitt, allerdings zum größten Teil in der Luxusresidenz „El Messidor“, bei Bariloche, und nicht in kleinen Gefängniszellen mit extremen Temperaturen, wie es bei den jetzt verhafteten Militärs der Fall ist.
CFK könnte bei einer vorzeitigen Abgang, mit einem treuen Nachfolger wie Boudou böse Prozesse wegen illegaler Bereicherung u.dgl. leichter vermeiden oder entschärfen als bei einem gewählten Präsidenten, der am 10. Dezember 2015 antritt und eventuell zur Opposition oder auf alle Fälle nicht zum harten Kern des Kirchnerismus gehört. In diesem Sinn sollte man auch die Tatsache auslegen, dass sich Kabinettschef Capitanich nach einer Unterredung mit CFK, offen hinter Boudou gestellt hat, von einer Verurteilung durch die Medien sprach und die Unschuld des Vizepräsidenten beteuerte. CFK lässt Boudou nicht fallen, so dass er im Notfall die Regierung übernehmen kann.
Wenn CKF zurücktritt, dann wird Vizepräsident Amado Boudou (51) automatisch zum Präsidenten. Das Nachfolgegesetz, das den Fall reglementiert, bestimmt, dass der Vizepräsident bei Rücktritt, Tod oder Absetzung des Präsidenten während der ersten zwei Jahre der Amtszeit Wahlen einberufen muss, nach der ersten Hälfte des Mandats jedoch bis zum Schluss desselben als Präsident regiert und das vierjährige Mandat vollendet. Boudou wäre somit zunächst verfassungsmäßiger Präsident, der auch im Oktober 2011 mit 54% der gültigen Stimmen gewählt wurde. Er hätte keinen Grund, um zurückzutreten, umso mehr als er dann keinen politischen Schutz bei seinen unangenehmen Prozessen hätte. Als Präsident könnte er hingegen seinen direkten Einfluss auf die Justiz benutzen, um eine Niederschlagung der Prozesse oder sogar einen Freispruch zu erreichen, oder im schlimmsten Fall den Prozess in die Länge zu strecken, so dass er eventuell versandet oder an Bedeutung verliert.
Ein Präsident kann nur durch einen politischen Prozess abgesetzt werden. Das ist jedoch ein sehr kompliziertes Verfahren, das eine Sondermehrheit von zwei Dritteln in der Deputiertenkammer erfordert. Ohne ein Gerichtsurteil ist dies kaum möglich, wobei noch der Umstand hinzukommt, dass der Präsident direkten Einfluss auf viele Deputierte und Senatoren ausüben kann. Der staatliche Intelligenzdienst SIDE kann ihm hier behiflich sein und ihm über Schwächen beim Curriculum der einzelnen Parlamentarier informieren. Viele haben Dreck am Stecken oder hängen sonst stark von der Regierung ab, und werden es somit vermeiden, gegen den Präsidenten vorzugehen, auch wenn sie Boudou im Grunde verabscheuen.
Abgesehen von diesen Überlegungen, wäre Bodou für die Opposition eine gute Lösung. Wenn es unmittelbar Wahlen gibt, wird der Kampf im Wesen zwischen Daniel Scioli und Sergio Massa ausgetragen, und sehr wahrscheinlich würde Massa gewinnen. Die Oppositionskandidaten, wie Binner, Macri, Carrió, Sanz u.a, hätten keine Chancen. Doch bei einer Wahl im Oktober 2015 sieht der Fall ganz anders aus. Dann haben die Oppositionspolitiker Zeit, um Koalitionen zu bilden und eine gründliche Wahlkampagne durchzuführen. Bei Massa schwindet bis dahin die Erinnerung an die gute parlamentarische Wahl vom Oktober 2013. Der Kirchnerismus verliert dann an Glanz und Anziehungskraft, und verbessert die Chancen der anderen Peronisten und auch der anderen Parteien.
Amado Boudou könnte den Politikern auch bieten, dass er die schmutzige Arbeit erledigt und ihnen dann nächstes Jahr einen sauberen Tisch bietet. Er kann Entscheidungen treffen, die für CFK politisch nicht in Frage kommen. Sie kann nicht über ihren Schatten springen, was für Boudou kein Problem wäre. Wohlbemerkt: nicht den eigenen Schatten, sondern den von CFK. Boudou könnten sofort die zivilisierten Beziehungen mit dem Internationalen Währungsfonds wieder aufnehmen, was allein schon ein deutliches Signal und eine klare Differenzierung gegenüber den Kirchners wäre. Denn gerade dies will CFK auf keinen Fall, nur aus ideologischer Sturheit.
Das erlaubt sofort eine Regelung mit dem Pariser Klub, so dass Argentinien dann wieder weiche Bankenkredite für die Finanzierung von Kapitalgütern erhielte. Auch könnte die Regierung dann mit der Unterstützung des IWF (und womöglich auch der US-Regierung) rechnen, um das Problem mit den Holdouts und den ICSID-Klägern zu lösen. Boudou würde bestimmt versuchen, Kompromisse zu erreichen, statt die Konflikte aufrecht zu erhalten, wie es bei dem Kirchners und ihren Kumpanen zum Dogma gehört. Er könnte somit die Rückkehr Argentiniens zur internationalen Finanzwelt erreichen, was dann auch Auslandsinvestitionen erleichtert, die Argentinien besonders für die Ausbeutung der Schiefergas und -erdöllager benötigt. Die strukturelle Zahlungsbilanzkrise, die die argentinische Wirtschaft gegenwärtig überschattet, würde dann überwunden, und die Devisenbewirtschaftung könnte weitgehend gelockert, eventuell sogar ganz abgeschafft werden. Intern könnte sich Boudou mit der konkreten Verringerung der Staatsausgaben befassen. Als Ökonom, der er von Beruf ist, und besonders als ehemaliger Wirtschaftsminister, kennt er die Themen, um die es geht, recht gut. Auf alle Fälle sollte er wissen, dass die Überwindung dieser künstlich geschaffenen Krise relativ einfach ist. Denn die objektiven Umstände, die die Wirtschaft bedingen, sind gegenwärtig für Argentinien immer noch günstig. Frühere Krisen waren strukturell unvergleichlich schwieriger.
Beiläufig sei darauf hingewiesen, dass Boudou in der liberalen CEMA-Universität seine Studien über Ökonomie vollendet hat, wo er ein guter Schüler war. Er hat somit, im Gegensatz zu CFK, ein korrektes Grundkonzept der Wirtschaft, und teilt bestimmt den populären Marxismus und die Phantasien der Präsidentin nicht. Und das ist entscheidend, um die verfahrene Lage einzurenken. Man kann ein Problem nicht lösen, wenn man es nicht richtig versteht. Genau das ist bei CFK der Fall, wobei erschwerend hinzukommt, dass sie überzeugt ist, die wirtschaftliche Problematik gründlich zu verstehen. Gewiss ist Boudou ein Streber, der sich den Kirchners angepasst hat, um seine politische Laufbahn nicht zu behindern. Das hat jedoch mit seinen Überzeugungen und seiner Ausbildung als Ökonom nichts zu tun. Dabei ist es ihm recht gut gegangen. Nicht jedem gelingt es, ohne vorher schon einen verdienten Namen zu haben, Wirtschaftsminister und danach Vizepräsident zu werden. Dumm ist er bestimmt nicht.
In der argentinischen Geschichte gibt es mehrere Fälle von Vizepräsidenten, die Präsidenten wurden und den Kurs der Ereignisse wesentlich geändert haben, angefangen mit Carlos Pellegrini, der 1890 nach dem Rücktritt von Miguel Juarez Celman mitten in einer schweren Krise antrat, und als einer der bedeutendsten Präsidenten angesehen wird. In anderen Fällen waren die Vizepräsidenten, die zu Präsidenten aufgestiegen sind, problematisch, wie besonders Isabel Perón. Für Boudou würde sich somit eine glänzende Gelegenheit bieten, in die Geschichte als der Mann einzugehen, der die Kirchner-Krise überwunden hat. Das wäre keine Kleinigkeit. Und wenn ihm so etwas gelingt, so wäre es auch positiv für CFK und ihre Leute (vor allem denen, die weiter in der Politik mitmischen), die die Krise, die sie herbeigeführt haben, dann bagatellisieren oder ganz verneinen könnten.
Für einen Präsidenten, der nur als Substitut handelt, in einer „Übergangsregierung“, sind auch andere Dinge einfacher. Er kann zum Konzept der „Notlage“ greifen und dabei den Druck der Gewerkschaften entschärfen, mit Begrenzung zur Lohnerhöhungen, durch Notstandsdekret oder sanften Druck.Und auch viele andere Aspekte der Wirtschaftspolitik, die einer harten Hand bedürfen, sind für ihn einfacher. Denn schließlich wüsste Boudou von vorne herein, dass seine Amtszeit im Dezember 2015 zu Ende geht, und damit seine politische Karriere auf alle Fälle beendet ist. Demagogie hätte dabei keinen Sinn. Die Geschichte würde ihn nachher beurteilen, je nachdem ob und wie weit es ihm gelungen ist, die Krise zu überwinden. Ob der frivole Boudou, der Motorrad fährt, Gitarre spielt und singt, das politische Format hat, um so vorzugehen, wie wir es hier skizziert haben, sei dahingestellt.
All diese Spekulationen, in denen im Grunde ein großer Optimismus zum Ausdruck kommt, erscheinen jedoch zu rationell, als das man sie in einem Land wie Argentinien für möglich hielte. Denn die argentinische Geschichte hat stets eine irrationale Komponente, und ist nicht voraussehbar. Wie es Wilhelm Busch so schon sagte: erstens kommt es anders, und zweitens, als man denkt. 1983 waren alle Politologen überzeugt, der Justizialist Italo Luder würde den Radikalen Raul Alfonsín besiegen, doch es kam umgekehrt. 1988 bestand unter den Peronisten kaum ein Zweifel, dass Antonio Cafiero bei der internen Wahl Carlos Menem besiegen würde, und auch hier kam es umgekehrt. Und Néstor Kirchner wurde noch Mitte 2002 als Präsidentschaftskandidat nicht ernst genommen. Dennoch bleibt uns nichts anderes übrig, als zu versuchen, die Zukunft rationell zu erfassen.
Wirtschaftsübersicht
Der neue Index der Konsumentenpreise
Mit reichlicher Verspätung hat das Wirtschaftsministerium schließlich den neuen Index der Konsumentenpreise bekanntgegeben, der dem Internationalen Währungsfonds schon vor einigen Jahren versprochen worden war. Die Ausrede, dass es sich um eine sehr komplexe Arbeit gehandelt hat, ist nicht glaubhaft. Denn die Art und Weise, wie so ein Index aufgestellt wird, ist allgemein bekannt, und hätte somit in Argentinien in kurzer Zeit durchgeführt werden können. Doch erst als der Internationale Währungsfonds mit Maßnahmen drohte, die in einem Ausschluss des Landes aus der Institution enden, hat die Regierung reagiert. Der Fonds kann nicht dulden, dass seine Mitglieder, auch die, die sich wie Argentinien passiv gegenüber ihm verhalten, falsche Statistiken vorlegen, zudem in einer so wichtigen Angelegenheit wie der Index der Konsumentenpreise.
Der neue Index weist für Januar eine Zunahme von 3,7% auf. Das erscheint zunächst als eine Anerkennung der effektiven Preiszunahme, nachdem ab Anfang 2007, also sieben Jahre lang, der Index gefälscht wurde, mit einer monatlichen Preiszunahme, die weit unter der Hälfte der von verschiedenen privaten Wirtschaftlern ermittelten lag. Der Presindex, den eine Gruppe von Oppositionsdeputierten bekanntgegeben, der ein Durchschnitt verschiedener privater Zahlen ist, ergab für Januar eine Zunahme von 4,61% und für die 12 Monate bis Ende Januar eine von 30,78%.
Die Differenz zum offiziellen Index ist dieses Mal viel geringer, und wird dadurch erklärt, dass der neue INDEC-Index nationalen Charakter hat, der bisherige jedoch nur die Bundeshauptstadt und die 24 Bezirke umfasst, die mit der Hauptstadt die städtische Gegend bilden, die als Groß-Buenos Aires bekannt ist. Die privaten Indices umfassen meistens ein noch beschränkteres Gebiet, was jedoch das Ergebnis nur minimal beeinflusst. Denn die Preise ändern sich eben im ganzen Land in ähnlichem Ausmass, wobei auch der Binnenhandel für die Nivellierung sorgt.
Doch im Januar gab es in Groß-Buenos Aires Zunahmen beim Personentransport u.a., die sich in einem lokalen Index voll auftreten, sich in einem nationalen verwässern, weil die entsprechenden Tarife in den Provinzen nicht erhöht wurden, und allgemein weit über denen von Groß-Buenos Aires liegen. Dies erlaubt jetzt, auch die in Groß-Buenos Aires stark zurückgebliebenen Tarife für Strom, Gas und Wasser anzuheben, ohne einen Schock beim Index zu verursachen. Im Landesinneren sind diese Tarife schon viel höher, und wenn sie weiter erhöht werden, so nur im Zuge der Zunahme der Kosten.
Ein nationaler Index ist gewiss besser als einer, der nur eine bestimmte Gegend umfasst. Aber er verursacht auch viel mehr Arbeit und ist somit teurer für den Staat. Das Wesentliche ist jetzt, dass das Land wieder einen Index der Konsumentenpreise hat, mit dem die Inflation gemessen wird. Das Fehlen dieses Indices, der auch von der Justiz als gültig anerkannt wird, wirkte störend für die Wirtschaft, besonders für viele Verträge, die Beträge für längere Perioden festsetzen. Indexierungen sind zwar immer noch verboten, da das Konvertibilitätsgesetz von 1991 in diesem Punkt immer noch gilt. Der neue Index wäre eine gute Gelegenheit gewesen, um diesen Artikel außer Kraft zu setzen. Ohne Indexierung werden in einem Inflationsland wie Argentinien langfristige Verträge behindert, und das schafft Ungewissheit, da die Verträge dann kurzfristig erneuert werden, was einer Partei oft eine starke Verhandlungsposition erteilt, wenn die andere auf die Beibehaltung des Vertrages angewiesen ist. Bei Mietverträgen taucht dieses Problem oft auf. In den 90er Jahren wurde das Problem durch Verwendung des Dollars gelöst, der auch in Argentinien als Währung anerkannt war. Das wurde jedoch im Zuge der Pesifizierung von 2002 zerstört. Und seither wurde auch dieses Problem ignoriert.
Gewiss kann auch dieser Index gefälscht werden; aber es ist jetzt schwieriger, weil zu viele Fachleute an der Arbeit beteiligt sind. Und auch weil Guillermo Moreno nicht mehr mitmischen und Fachbeamte bedrohen und entlassen kann. Abgesehen davon besteht jetzt nicht mehr der Vorwand, dass die Methodologie des alten Indices veraltet war. Das Statistische Amt hat schon vor einigen Jahren Korrekturen eingeführt, und dabei besonders einen veränderlichen Warenkorb verwendet. Das Problem bei festen Wägungen der einzelnen Sachgüter und Dienstleistungen besteht darin, dass der Index dann durch einzelen Preissteigerung gesamthaft in die Höhe getrieben wird, obwohl die Konsumenten, eben wegen der Preiszunahme eines Produktes, weniger davon konsumieren. Z.B: als Tomaten letzten Winter von $ 10 bis $ 15 plötzlich auf $ 40 pro Kg stiegen, weil das Angebot plötzlich zurückgegangen war, wurden entsprechend weniger Tomaten konsumiert; doch dies wird bei der traditionellen Methodologie nicht berücksichtigt. Diese methodologische Änderung hätte jedoch den traditionellen Index nur leicht nach unten gedrückt, was kein Problem gewesen wäre. Doch der Index wurde eben direkt gefälscht, indem Produkte, die einen Preissprung erlitten, draußen gelassen wurden. Das ist einfach unseriös.
Der neue Index beginnt dort, wo der alte aufhört. Die Differenz der Basis, die um die 100% gegenüber einem richtigen Index liegt, wird einfach vergessen. Als ob das Land 7 Jahre lang ohne Index gewirtschaftet hätte. In der Praxis hatte der gefälschte Index keine grosse Bedeutung, da ihn niemand ernst nahm. Aber die Staatsbonds in Pesos, die mit dem CER-Index berichtigt wurden, wurden dadurch geschädigt. Der CER-Index wird auf der Grundlage des Indices der Konsumentenpreise berechnet, mit einer Woche Verschiebung. Es wurde nie erklärt, warum dieser Index geschaffen wurde, statt direkt den der Konsumentenpreise zu nehmen. Der Staat hat mit diesem Betrug mehrere Milliarden Dollar gespart, und gewiss denkt niemand in der Regierung daran, den Betrag jetzt zu zahlen. Inhaber dieser Bonds könnten jedoch einen Prozess anstrengen, indem sie den Ausgangspunkt des neuen Indices mit dem Endpunkt des alten vergleichen, und die hohe Differenz als Beweis und Maßstab des Betruges nehmen. In einem zivilisierten Land würden sie wohl den Prozess gewinnen. Im heutigen Argentinien wahrscheinlich nicht.
Die Methodologie des neuen Indices wurde bisher nicht bekanntgegeben. Bleibt es bei einem fixen Korb, oder wird dieser so verändert, dass Produkte, die plötzlich viel teurer werden, eine geringere Bedeutung erhalten? Wie wird der Personentransport gewogen, der in Großstädten wichtig ist, aber in Dörfern kaum? Der Index sollte in allen Einzelheiten allgemein bekanntgegeben werden, damit ihn unabhängige Fachleute prüfen und hoffentlich auch bestätigen können. Sonst dauert das Misstrauen an, und das bekommt der argentinischen Wirtschaft nicht gut.
Ein anerkannter Preisindex ist ein erster Schritt der Rückkehr zur zivilisierten Welt. Was die argentinischen Statistiken betrifft, so hat der IWF auch die Berechnung des BIP bemängelt, weil der Verdacht besteht, dass in bestimmten Fällen die nominellen Zahlen mit dem offiziellen Preisindex in konstante Werte umgewandelt wurden, was das Ergebnis aufbläht. Es ist gewiss an der Zeit, die Grundlage der Berechnung neu zu ermitteln, die jetzt schon 20 Jahre alt ist, in denen sich die Struktur der Wirtschaft stark verändert hat.Auf ersten Blick erscheint der Fall paradox: das BIP dürfte in Wirklichkeit höher sein, als es das INDEC berechnet, was sich aus einer Korrelation zwischen BIP und den Konsum einzelner Güter, beide Größen bezogen auf die Bevölkerung, im internationalen Vergleich ergibt. Doch auf der anderen Seite dürfte die Zunahme des Jahres 2013 bestimmt geringer sein, als offiziell angegeben wird.
Zurück zu den Preisen. Das Statistische Amt (INDEC) hat am Donnerstag auch den Index der Grossistenpreise für Januar bekanntgegeben, der eine Zunahme von 4,9% aufweist, bedeutend mehr als der Index der Konsumentenpreise. Hier kommt vornehmlich der Sprung beim Rindfleischpreis zum Ausdruck, der bei der Sparte „landwirtschaftliche Güter“ eine Zunahme von 5,90% verursacht hat. Die importierten Güter stiegen als Folge des Abwertungssprunges um 6,90%. Bei Zunahmen wurden zum Teil durch eine von nur 3,70% bei Strom und Industrieprodukten ausgeglichen. Der Index der Grossistenpreise wurde angeblich methodologisch nicht geändert; doch die Fälschung, die auch hier bestand, hat offensichtlich aufgehört.